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Zur Codification des öſterreichiſchen Staats bürgerſchaftsrechtes. 
Von Dr. Fritz Karmißski. (Fortſetzung.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Strafbarkeit der Unterlaſſung (8 335 St. G.) wird dadurch nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß dem Beſchuldigten die Verpflichtung, eine beſtimmte Handlung 
vorzunehmen, durch eine im adminiſtrativen Wege erlaſſene, zwar rechts⸗ 
kräftige, aber materiell unbegründete Amtsverfügung auferlegt worden iſt 

Der Strafrichter kann auch Fragen adminiſtrativrechtlicher Natur, inſofern ſie 
Vorfragen für den Schuldſpruch bilden, ſeiner Beurtheilung unterziehen, 
ohne an die Entſcheidung der Verwaltungsbehörden gebunden zu ſein. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſoualien. 

Erledigungen. 


— 


Zur Codiſiration des öſterreichiſchen Staatsbürger- 
ſchaftsrechtes. 
Von Dr. Fritz Karminski. 
(Fortſetzung.) 


9. „Die an die politiſche Landesbehörde zu richtenden Geſuche 
um die Verleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft ſind, mit den 
geforderten und insbeſondere auf den Perſonenſtand der Aufzunehmenden 
Bezug habenden Nachweiſen verſehen, bei der politiſchen Bezirksbehörde 
jenes Ortes zu überreichen, in welchem der Einbürgerungswerber die in 
P. 8, lit. b gedachte Zuſicherung der Aufnahme in den Gemeinde⸗ 
verband erhalten hat. 

„Die Verleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft und die 
Ausfertigung der bezüglichen Verleihungsurkunde erfolgt von der poli⸗ 
tiſchen Landesbehörde. 

„Gegen die von der Landesſtelle verweigerte Verleihung der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbürgerſchaft kann an das Miniſterium des Innern Be⸗ 
ſchwerde geführt werden.“ 

Dieſe Beſtimmungen entſprechen dem nach manchem Wandel 
ſeit der Miniſterialverordnung vom 27. October 1859, R. G. Bl. 
Nr. 196, Sereihenden Rechte. Ueber den Beſchwerdezug an das Mini⸗ 
ſterium des Innern iſt eine ausdrückliche Norm bisher nicht gegeben, 
die oben vorgeſchlagene Beſtimmung aber der conſtanten Ent⸗ 
ſcheidungspraxis des Miniſteriums des Innern. Bemerkt mag werden, 
daß bei willfahrender Erledigung der Beſchwerde die Verleihungsurkunde 
nach Al. 2 nicht vom Miniſterium, ſondern unter Beziehung der 
höheren Weiſung in der Verleihungsurkunde von der Landesſtelle 
zu ertheilen ſein wird. Auch darauf ſoll hingewieſen werden, daß die 
herrſchende Praxis, derzufolge der Partei die Verleihungsurkunde nicht 


eine Verſtändigung über ihre Aufnahme in den Staatsverband zu Theil 
wird, zu verlaſſen wäre. Die Verleihungsurkunde iſt der Partei im 
entſprechenden Dienftwege in der Originalausfertigung zu erfolgen. 

Auf die Vorſchrift des Miniſterialerlaſſes vom 27. December 
1874, Z. 4937, betreffend die Einholung der vorherigen Zuſtimmung 
des Miniſteriums des Innern bei Verleihung der Staatsbürgerſchaft an 
aus Deutſchland einwandernde Cleriker, war ſchon in Rückſicht auf 
deren tranſitoriſche Bedeutung hier nicht beſonders Bedacht zu nehmen. 
Vgl. hiezu Mayrhofer, Handbuch II, S. 218. Aber auch ohnedem 
ſteht es dem Miniſterium jederzeit frei, die Landeschefs zu verpflichten, 
gewiſſen Kategorien von Einwanderungswerbern ohne die Zuſtimmung 
des Miniſteriums die Staatsbürgerſchaft nicht zu verleihen. 


10. „Die Verleihungsurkunde begründet mit dem Zeitpunkte der 
Aushändigung für den in den dfterreichiichen Staatsverband Aufgenom⸗ 
menen alle mit der Staatsangehörigkeit verbundenen Pflichten und Rechte, 
es ſei denn, daß dieſe Wirkungen der erlangten Staatsbürgerſchaft in 
beſonderen Fällen geſetzlich an einen ſpäteren Zeitpunkt geknüpft find.” 


Ueber den Zeitpunkt der Perfection der Einbuͤrgerung iſt 
ſchon bei P. 8, Al. 1 Einiges bemerkt worden. Danach erſcheint 
dieſe Beſtimmung in der Erwägung begründet, daß die ſtaatliche Er⸗ 
klärung alleiniger Verpflichtungsgrund iſt und dieſe in dem Augenblicke 
perfect wird, wo ſie thatſächlich emanirt wird. Die bis auf den Schluß⸗ 
ſatz gleiche Beſtimmung hat das d. R. G. in § 10; das ungariſche 
Geſetz knüpft in 8 15 dieſen Moment an die Eidesablegung, welche 
bei uns nur Solemnität, in Ungarn aber rechtswirkend iſt. Der Schluß⸗ 
ſatz in der obigen Formulirung iſt im Hinblicke auf Beſtimmungen wie 
die des $ 7 E des Staatsgrundgeſetzes über die Reichsvertretung in 
der Textirung nach der Novelle vom 2. April 1873, R. G. Bl. 
Nr. 80, bezw. des 8 19 R. W. O. unzweifelhaft praktiſch. 

Anhangsweiſe mag im Hinblicke auf § 18 des ungariſchen Geſetzes, wie⸗ 
wohl eigentlich in den Rahmen des hier erörterten Geſetzentwurfes nicht ge⸗ 
hörig, an dieſer Selle die Frage nicht unerwähnt bleiben, ob durch die Ein⸗ 
bürgerung für den Einbürgerungswerber rückſichtlich der ihm im Lande ſeiner 
bisherigen Staatsangehörigkeit zuſtehenden Vorrechte (Ehrenrechte) ſtaats⸗ 
rechtlicher Natur, wie Adel, Titel, Orden u. ſ. w., irgend eine Aenderung 
eintrete. Im § 18 ung. G. A. L: 1879 heißt es: „Der Ausländer“ 
— offenbar iſt hierunter der adelige Ausländer verſtanden — „erlangt 
durch die Naturaliſirung nicht den ungariſchen Adel.“ In dieſer Faſſung 
dürfte der Satz auch für Oeſterreich geltendes Recht ſein. Wollte jedoch 
aus dieſer Formulirung weitergehend gefolgert werden, daß der im Aus⸗ 
lande erworbene Adel durch die Einbürgerung in Ungarn für dieſes 
unwirkſam werde, verloren gehe, jo wäre dies für das öſterreichiſche 
Recht nicht zutreffend. Gerade die gegentheilige Auffaſſung iſt bei uns 
geltendes Recht. Der im Auslande geführte Adel bleibt dem Ein⸗ 
bürgerungswerber auch nach feiner Einbürgerung in Oeſterreich, ohne 


allerdings hiedurch zum öſter reichiſchen zu werden. Beweis deſſen ift die 
conſtante bisherige Behördenpraxis, welche bei Einbürgerung Adeliger 
im Sinne der beſtehenden Normen die Berechtigung zur Führung des 
betreffenden Adelstitels eben aus dem Grunde ſtrengſtens zu prüfen 
hatte, weil dem Eingebürgerten das Recht zur Fortführung desſelben in 
Oeſterreich zuſteht und weil durch dieſe ſtrenge Prüfung verhütet werden 
ſollte, daß ſich Niemand auf dieſem Wege gewiſſermaßen unter dem 
Schutze der behördlichen Aufnahmsurkunde unberechtigt des Adels prä⸗ 
valire. Siehe den Miniſterialerlaß vom 22. April 1852, Milner 
a. a. O. S. 23 und Vesque-Püttlingen a. a. O. S. 167. Indeß 
iſt dieſer Gegenſtand bisher nirgends ganz klar geregelt. Einer etwaigen 
geſetzlichen Regelung dieſer Frage wäre m. E. die Erwägung zu Grunde 
zu legen, daß auch der als Staatsbürger aufzunehmende Ausländer in 
Allem dem einer kaiſ. Bewilligung bedürfe, wozu der öſterreichiſche 
Staatsbürger einer ſolchen bedarf. Demnach wäre zur Fortführung 
des im Auslande (Ungarn hätte hier jedoch nicht als Ausland zu 
gelten) beſeſſenen Adels, wie zur Beibehaltung der ausländiſchen ſtaat⸗ 
lichen Titel und Würden (den Doctorsgrad ausgenommen) und zur 
Tragung ausländiſcher Orden und Ehrenzeichen in Oeſterreich die a. h. 
Genehmigung einzuholen. ) 

11. „Nach Behändigung der Verleihungsurkunde hat der neu⸗ 
aufgenommene Staatsbürger vor der in P. 9, Al. 1 bezeichneten 
Bezirksbehörde oder im Erſuchswege vor der Bezirksbehörde ſeines Auf- 
enthaltsortes den Staatsbürgereid abzulegen. 

„Ueber die Eidesablegung ift ein von dem in Eid genommenen 
Staatsbürger zu unterſchreibendes Protokoll aufzunehmen und der die 
Staatsbürgerſchaft verleihenden Landesbehörde vorzulegen. 

„Nur die das öſterreichiſche Staatsbürgerrecht ſelbſtſtändig er⸗ 
werbenden Perſonen, wenn fie mindeftens ſiebzehn Jahre alt find, haben 
den Staatsbürgereid abzulegen. Die in P. 8, Al. 3 bezeichneten Ein⸗ 
bürgerungswerber haben, wenn ſie aus Anlaß ihres Eintrittes in ein 
öffentliches Amt von einer k. k. Behörde in Eid genommen werden, 
den Staatsbürgereid nicht abzulegen.“ 

Die Eidesablegung iſt nur eine formelle Solemnität, welche 
aus dem geltenden Rechte übernommen iſt. Die Eidesformel hätte 
dem im Hofkanzleidecrete vom 30. Jänner 1824, P. G. S. LU, Nr. 12, 
II. Beilage gegebenen Texte zu entſprechen. Die weiteren materiellen Be⸗ 
ſtimmungen entſprechen den geltenden Anordnungen der Hofkanzleidecrete 
vom 31. März 1831, 3. 7357, n. ö. Prov. G. S., u. Hofkanzlei⸗ 
verordnung vom 30. April 1824, Prov. G. S. für Tirol XI, S. 82. 
Nach dem Hofkanzleidecrete vom 17. März 1824, tir. Prov. G. S. 
XI, S. 285, kann von der Beeidigung bei einwandernden Frauens⸗ 
perſonen abgeſehen werden. Indeſſen ſollen die Frauen von der Eides⸗ 
ablegung nicht ausgeſchloſſen werden, wenn ſie ſelbſtſtändig einwandern, da 
dieſe Ausſchließung bei der heutigen Stellung der Frauen im öffentlichen 
Rechte nicht begründet wäre. Für Minderjährige, welche ſelbſtſtändig ein⸗ 
wandern, wurde, um eine beſtimmte Cynoſur zu geben, das 17. Lebens⸗ 
jahr behufs Zulaſſung zur Eidesablegung gefordert, in der Erwägung, 
daß in dieſem Jahre auch der Militär⸗Dienſteid abgelegt werden kann. 
Al. 3 erklärt ſich im Zuſammenhalte mit den Punkten 8 (Al. 3) und 16. 

12. „Macht der fremde Staat die Ertheilung der im P. 8, 
lit. f bezeichneten Entlaſſungsurkunde an ſeine auswandernden Staats⸗ 
angehörigen von dem vorherigen Nachweiſe über die Erwerbung einer 
anderen Staatsbürgerſchaft abhängig, ſo iſt dem betreffenden Ein⸗ 
bürgerungswerber nach Maßgabe der Beſtimmungen des P. 8, lit. a 
bis e in dem in P. 9 vorgeſchriebenen Wege und von der ebendort in 
Al. 2 beruſenen Landesbehörde eine vorläufige Zuſicherung über die 
Aufnahme iu den öſterreichiſchen Staatsverband für den Fall der nach⸗ 
gewieſenen Entlaſſung aus dem bisherigen Staatsverbande auszufertigen. 

6) Nicht unintereſſant iſt in dieſem Punkte die Beſtimmung des Art. 18 
Code civil, welcher von dem in den Staatsverband wieder aufzunehmenden 
Franzoſen den Verzicht „a toute distinction contraire à la loi francaise“, 
fordert, eine Beſtimmung, die dahin aufgefaßt werden kann, daß jedes nicht in 
Gemäßheit der franzöfiſchen Geſetze von einem ehemaligen franzöſiſchen Staats⸗ 
angehörigen im Auslande erlangte Vorrecht (jede Sonderſtellung, Auszeichnung) 


durch den Wiedereintritt in den franzöſiſchen Staatsverband unbedingt verloren 
werde. 
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„Wird binnen drei Monaten vom Tage der Aushändigung dieſer 
vorläufigen Zuſicherung der Nachweis über die erfolgte Entlaſſung aus 
dem bisherigen Staatsverbande im Sinne des P. 8, lit. f erbracht, 
ſo iſt dem Einbürgerungswerber an Stelle dieſer vorläufigen Zuſicherung 
die Verleihungsurkunde auszufolgen, anderenfalls iſt die Wirkſamkeit 
dieſer vorläufigen Zuſicherung der Aufnahme in den öſterreichiſchen 
Staatsverband erloſchen.“ 

Dieſe Beſtimmung iſt aus dem durch Staatsverträge (ſiehe dieſe 
Mayrhofer, Handbuch II, S. 226 ff.) geſchaffenen factiſchen Rechts⸗ 
beſtande hervorgegangen. Die in Al. 2 gefaßte Präcluſivfriſt iſt be⸗ 
ſtimmt, den Erforderniſſen der praktiſchen Verwaltung zu dienen. Eine 
ſolche Verleihungszuſicherung kann für die ſie ausſtellende Behörde nicht 
in infinitum bindend fein. Auch hier kommt das zu P. 8, Al. 1 
rückſichtlich der Natur dieſes Verwaltungsactes Erörterte in Betracht. 
In dieſem Belange muß das geltende Recht etwas ausgeſtaltet werden. 
Auch ſollten die Formulare für die Verleihungsurkunden dem preußiſchen 
Vorbilde (ſiehe M. R. vom 5. Juni 1871, M. Bl. S. 161) in dieſer 
Beziehung entſprechen, was jedoch natürlich Sache der Durchführung bleibt. 

13. „Durch Wiederübernahme erlangen die öſterreichiſche Staats⸗ 
bürgerſchaft wieder Perſonen, welche die öſterreichiſche Staatsbürger⸗ 
ſchaft nach den geltenden Geſetzen verloren und eine andere Staats⸗ 
angehörigkeit giltig nicht erworben haben, wenn ſie 

a) in Folge von Staatsverträgen in das öſterreichiſche Staats⸗ 
gebiet wieder übernommen werden müſſen, mit dem Zeitpunkte der 
thatſächlichen Uebernahme, 

b) in die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, 
um daſelbſt zu verbleiben, zurückkehren und dies bei der politiſchen 
Landesbehörde ihrer Heimatsgemeinde anzeigen, worüber ihnen über Nach⸗ 
ſuchen eine Beſcheinigung auszufertigen iſt, mit dem Zeitpunkte des 
Einlangens dieſer Anzeige bei der berufenen Landesbehörde, 

c) auch ohne daß fie in das öſterreichiſche Staatsgebiet, um da⸗ 
ſelbſt zu verbleiben, zurückkehren über gemäß P. 9 erfolgendes Nach⸗ 
ſuchen von der politiſchen Landesbehörde ihrer früheren Heimatsgemeinde 
mittelſt einer ausgefertigten beſonderen Urkunde in den öſterreichiſchen 
Staatsverband wieder aufgenommen werden, mit dem Zeitpunkte der 
Aushändigung dieſer Urkunde. 

„Die Beſtimmungen in lit. b und ce find nicht anwendbar auf 
Perſonen, bei denen der Verluſt der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft 
gemäß P. 33, Abſ. 1 und 2 eingetreten iſt. 

„Die Wiederübernahme in den öſterreichiſchen Staatsverband er⸗ 
ſtreckt ſich auf die im P. 7 bezeichneten Perſonen, es ſei denn, daß, 
die mit dem Wiederübernommenen zuſammenlebende Ehegattin aus⸗ 
genommen, eine derſelben eine andere Staatsbürgerſchaft giltig er⸗ 
worben hätte. 

„Die in den öſterreichiſchen Staatsverband Wiederübernommenen 
treten in das Heimatsrecht zurück, welches ſie vor dem Verluſte der 
Staatsbürgerſchaft innehatten.“ 

Die Beſtimmungen sub a und b entiprechen dem § 16 des 
Heimatsgeſetzes. Erſtere auch den diesfälligen Staatsverträgen, ſiehe dieſe 
Mayrhofer, Handbuch II, S. 230 ff. Lit. e dient dem Bedürfniſſe, 
Oeſterreichern, welche im Auslande ihren Erwerb ſuchen, die Beibehaltung 
ihrer durch längere Abweſenheit im Sinne des P. 36 verwirkten Staats⸗ 
angehörigkeit ohne Störung ihrer wirthſchaftlichen Exiſtenz zu ermöglichen 
und entſpricht auch der in § 21, Al. 4 d. R. G. aufgenommenen Beſtim⸗ 
mung. Die hier gedachte Aufnahms⸗ bezw. Wiederaufnahmsurkunde unter⸗ 
ſcheidet ſich weſentlich von der Verleihungsurkunde. Al. 2 und 3 find in ihre 
Begründung aus dem Zuſammenhange des vorliegenden Entwurfes ein⸗ 
leuchtend. Al. 3 wiederholt den Schlußſatz des § 16 Heim. G., welcher 
nur für die sub a und b gedachten Fälle den Rücktritt in das frü⸗ 
here Heimatsrecht normirt. Um nicht rückſichtlich des sub e gedachten 
Falles, auf welchen 8 16 Heim. G. keinen Bezug hat, keinen Raum 
für eine „Lücke“ zu laſſen, empfiehlt es ſich, in Rückſicht auf die im 
Sinne des § 2, Al. 2 und auch nach 8 15 Heim. G. nothwendige 


Sicherſtellung des Heimatsrechtes, dieſe Beſtimmung an dieſer Stelle 
aufzunehmen. 

Den Fall der Wiederübernahme ſehen die meiſten diesbezüglichen 
Geſetzgebungen der europäiſchen Staaten vor. So auch Code civil, 
Art. 18: „Le Francais qui aura perdu sa qualité de Francais 
pourra toujours la recouvrer en rentrant en France avec l’au- 
torisation de l’empereur.et en déclarant qu'il veut s’y fixer, 
et qu'il renonce à toute distinction contraire à la loi fran- 
caise.“ ) Im ungariſchen Geſetze handeln von der Wiederübernahme 
in den Staatsverband die §8 38 — 44. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Strafbarkeit der Unterlaſſung ($ 335 St. G.) wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß dem Beſchuldigten die Verpflichtung, 
eine beſtimmte Handlung vorzunehmen, durch eine im adminiſtra⸗ 
tiven Wege erlaſſene, zwar rechtskräftige, aber materiell un⸗ 
begründete Amtsverfügung auferlegt worden iſt. 

Der Strafrichter kann auch Fragen adminiſtrativrechtlicher Natur, 
inſoferne ſie Vorfragen für den Schuldſpruch bilden, ſeiner Be⸗ 
urtheilung unterziehen, ohne an die Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 

behörden gebunden zu ſein. 

Der Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 2. Juli 1886, 
Z. 5748, der von der Staatsanwaltſchaft erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Kreisgerichtes in Leitmeritz vom 16. März 1886, 
womit Franz St. von der Anklage wegen Vergehens gegen die Sicher⸗ 
heit des Lebens im Sinne der §§ 335 und 337 St. G. nach § 259, 
Abi. 3 St. P. O. freigeſprochen wurde, ſtattgegeben und unter Ver⸗ 
nichtung dieſes Urtheiles erkannt: 

Franz St. iſt ſchuldig des Vergehens gegen die Sicherheit des 
Lebens im Sinne der SS 335 und 337 St. G., begangen durch eine 
Unterlaſſung, von welcher er ſchon nach ihren natürlichen, für Jeder⸗ 
mann erkennbaren Folgen einzuſehen vermochte, daß ſie eine Gefahr für 
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nämlich von den Bewohnern der Nachbarhäuſer benützt werde, das 
Ufer des Baches da, wo die Brücke es berührt, beiderſeits öffentliches 
Gut bilde, ſohin nicht abzuſehen ſei und daher auch vom Angeklagten 
nicht habe erkannt werden können, daß von allen Mitbenützern der 
Brücke gerade ihm eine unter ſtrafgeſetzlicher Sanction' ſtehende Ver⸗ 
pflichtung zur Herſtellung des Brückengeländers obliege. Der Gerichts⸗ 
hof geht alſo von der Anſicht aus, daß eine im adminiſtrativen Wege 
erlaſſene Verfügung, wenn ſie auch rechtskräftig geworden, nur in dem 
Falle, daß ſie auch materiellrechtlich begründet war, eine ſtrafrechtliche 
Verantwortung der aus ihrer Nichtbeachtung hervorgegangenen Folgen 
nach ſich ziehen könne. Die Auffaſſung erſcheint jedoch unhaltbar. In 
dem Beſtehen eines rechtskräftigen adminiſtrativen Auftrages liegt zweifel⸗ 
los eine Thatſache, welche an ſich geeignet iſt, an Seite des Be⸗ 
auftragten die correſpondirende Verpflichtung zu begründen, denn ein 
ſolcher Auftrag iſt ein zum Gehorſam verpflichtender Act der obrig⸗ 
keitlichen Gewalt. Die politiſchen Vorſchriften und die Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. 1876 Nr. 36, 
über die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes ſetzen Jedermann in 
die Lage, gegen materiell unbegründete Verfügungen von Verwaltungs⸗ 
behörden Abhilfe zu ſuchen und die Aufhebung derſelben zu begehren. 
Wird aber von dieſem Beſchwerderechte kein Gebrauch gemacht, ſo kann 
dies nur dahin verſtanden werden, daß die materielle Berechtigung des 
ergangenen Auftrages nicht in Zweifel gezogen werden wolle; es müßte 
daher unter dieſer hier zutreffenden Vorausſetzung ſelbſt dann, wenn die 
Verfügung materiellrechtlich nicht begründet geweſen wäre, eine Ver⸗ 
pflichtung auf Grund freiwilliger Uebernahme derſelben angenommen 
werden. Vom Angeklagten kann dagegen um ſo weniger etwas eingewendet 
werden, als er ſchon im Jahre 1880 dem Auftrage zur Herſtellung 
der Brücke ſich unterworfen hat, das Gemeindeamt alſo durchaus be⸗ 
rechtigt war, auf die Erfüllung der in dieſem Sinne neuerlich an ihn 
ergangenen, ſeinerſeits nicht angefochtenen Aufträge zu rechnen. Daß der 
Gerichtshof nach Analogie des § 5 St. P. O. Fragen adminiſtrativ⸗ 
rechtlicher Natur, inſoferne ſie Vorfragen des Schuldſpruches bilden, in 


ſeine Beurtheilung einzubeziehen hat und dabei an die Entſcheidungen 


das Leben und die körperliche Sicherheit von Menſchen herbeizuführen der Verwaltungsbehörden nicht gebunden iſt, iſt richtig. Im vorliegenden 
oder zu vergrößern geeignet ſei, nämlich dadurch, daß er den ihm vom Falle war aber die Vorfrage nur die, ob dem Angeklagten eine Ver⸗ 
Gemeindevorſteher in Algersdorf im Laufe des Jahres 1885 wiederholt pflichtung zur Herſtellung des fraglichen Geländers oblag. Indem der 
ertheilten Auſtrag, betreffend die Herſtellung eines Geländers zur Siche⸗ Gerichtshof bei Beantwortung dieſer Frage dem Beſtehen des rechts⸗ 


rung der Brücke, welche in der Nähe des dem Angeklagten gehörigen 
Gaſthaufes über dem Ortsbach, beziehungsweiſe über deſſen 22 Meter 
unter dem Brückenniveau gelegenes ſteiniges Betk führt, bis zum 1. De⸗ 
cember 1885 zu befolgen unterließ, wodurch es geſchah, daß am letzt⸗ 
bezeichneten Tage gegen 10 Uhr Nachts der Taglöhner Franz F. auf 
dem Wege in das Gaſthaus des Angeklagten von der erwähnten Brücke 
in den Ortsbach hinabſtürzte und dabei Verletzungen erlitt, welche ſeinen 
am 12. December 1885 eingetretenen Tod zur Folge hatten. | 
Gründe: Nebſt den im Enunciate dieſes Erkenntniſſes angeführten | 
Thatſachen iſt vom Gerichtshofe erſter Inſtanz ſeſtgeſtellt, daß der Au⸗ 
geklagte ſchon im Jahre 1880 zu Herſtellung eines Sicherheitsgeländers 
längs der nächſt ſeinem Gaſthauſe über den Ortsbach führenden Brücke 
vom Gemeindevorſtande in Algersdorf mit der Begründung verhalten 
wurde, daß dieſe Brücke beſonders zur Nachtzeit zumeiſt von den ſein 
Gaſthaus beſuchenden Gäſten benützt werde; daß der Angeklagte damals 
dem erhaltenen Auftrage auch nachkam; ferner, daß ihm, als das zu 
jener Zeit von ihm hergeſtellte Geländer fpäter wieder ſchadhaft ge⸗ 
worden war und endlich ganz verſchwand, vom Gemeindevorſteher 
Stefan K. wiederholt mündlich aufgetragen wurde, dasſelbe wieder her⸗ 
zuſtellen, oder die Brückendecke zu erweitern, daß er ſich aber zur Er⸗ 
füllung dieſer von ihm nicht angefochtenen Auſträge erſt nach dem in 
der Nacht vom 1. auf den 2. December 1885 dem Franz F. zu⸗ 
geſtoßenen Unfalle herbeiließ. Deſſenungeachtet hat der Gerichtshof erſter 
Suftanz den Anklagten von der gegen ihn erhobenen Anklage wegen 
Vergehens gegen die Sicherheit des Lebens freigeſprochen und dies 
damit motivirt, daß der dem Angeklagten ertheilte Auftrag zur Siche⸗ 
rung der Brücke nach den geltenden politiſchen Vorſchriften ſich als 
nicht gerechtfertigt, ſohin als materiell (objectiv) unbegründet darſtelle, 
indem der über die Brücke führende Weg auch von anderen Leuten, 


Einen beſonderen Fall der Wiederübernahme kennt Art. 19 Code civil 
für die Witwe gewordene Franzöſin, welche ihre franzöſiſche Staatsangehörigkeit 
durch Verehelichung mit einem Ausländer verloren hat. Aehnlich auch 8 41 
ung. G. A. L: 1879. 


kräftigen adminiſtrativen Auftrages als rechtserzeugender Thatſache keine 


Beachtung ſchenkte und, ohne Rückſicht auf dieſen Auftrag, ſich in die 
Prüfung einließ, ob nach den politiſchen Vorſchriften eine derartige 
Verpflichtung des Angeklagten begründet war, hat er das Geſetz verletzt. 
Es war ſohin der von der Staatsauwaltſchaft mit Berufung auf § 281, 


3. 9 a St. P. O. erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde ſtattzugeben, das 


freiſprechende Urtheil aufzuheben und da die darin feſtgeſtellten oben⸗ 
angeführten Thatſachen über das Vorhandenſein ſämmtlicher zum That⸗ 
beſtande des Vergehens gegen die Sicherheit des Lebens im Sinne der 
ss 335 und 337 St. G. erförderlichen Begriffsmerkmale keinen Zweifel 
übrig lafſen, mittelft Sachentſcheidung des Caſſationshofes gemäß § 288 
St. P. O. in der Schuldfrage, wie oben geſchehen, zu erkennen. 


Geſetze und Perordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs: 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 5. Ausgeg. am 20. Jänner. — Poſtanweiſungen nach und aus 
Japan und den britiſchen Beſitzungen, bezw. Colonien von Aſien, Süd⸗ und 
Weſtafrika, Auſtralien und Weſtindien, ferner Malta, Cypern und Gibraltar. 
H. M. Z. 44.597 ex 1885. 15. Jänner. — Erhöhung der Giltigkeitsdauer der 
Poſtanweiſungen nach und aus Rumänien. H. M. Z. 1184. 14. Jänner. — 
Auflaſſung der Poſtſtation in Czorsztyn. H. M. Z. 196. 16. Jänner. 

Nr. 6. Ausgeg. am 24. Jänner. — Aenderungen im Fahrpoſttarife 
„Italien“. H. M. Z. 1901. 15. Jänner. — Aenderung im Fahrpoſttarife 
„Schweiz“. H. M. Z. 29.897 ex 1885. 15. Jänner. — Aenderungen im 
Telegraphentariſe. H. M. Z. 574. 15. Jänner. 

Nr. 7. Ausgeg. am 26. Jänner. — Aenderungen im Perſonalweſen der 
Poſt⸗ und Telegraphenanſtalt. H. M. Z. 2901. 24. Jänner. 

Nr. 8. Ausgeg. am 28. Jänner. — Inſtradirung der Briefſendungen 
nach der Türkei. H. M. Z. 1379. 16. Jänner. 


Nr. 9. Ausgeg. am 30. Jänner. — Verbot der Zeitſchrift „La nuova 


22 


Seine Majeftät haben den Sectionsrath im Status des Miniſterraths⸗ 


Arena“. H. M. Z. 3475. 29. Jänner. — Auflaſſung des Poſtamtes in Weer. Präſidiums Wladimir Grafen Los⸗Grotkow zum Statthaltereirathe bei der 


H. M. Z. 44.560 ex 1885. 22. Jänner. — Aenderungen im Stande der öſter⸗ 
reichiſchen Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 1689. 
22. Jänner. ü 

Nr. 10. Ausgeg. am 4. Februar. Zuläſſigkeit von durch die Private 
industrie hergeſtellten Zolldeelarationen zu Fahrpoſtſendungen in das Ausland. 
H. M. Z. 43.492 ex 1885. 15. Jänner. — Aenderungen im Briefpofttarife. 
H. M. Z. 2643. 23. Jänner. 

Nr. 11. Ausgeg. am 6. Februar. — Vergütung der Expreß⸗Beſtellgebühren 
für frankirte Expreßſendungen nach Deutſchland. H. M. Z. 2511. 27. Jänner. — 
Verbot der Einfuhr mehrerer Vogelarten in die Schweiz. H. M. Z. 2646. 
27. Jänner. — Poſtverkehr mit Rumelien. H. M. Z. 3388. 27. Jänner. — 
Errichtung eines Poſtamtes in St. Thomas am Blaſenſtein. H. M. Z. 2514. 
28. Jänner. — Errichtung eines Poſtamtes in Koſteletz bei Mühlhauſen. H. M. 
3. 2854. 28. Jänner. 

Nr. 12. Ausgeg. am 8. Februar. — Stempelfreiheit kaufmänniſcher 
Geſchäftsberichte (Marktberichte), dann Stempelpflicht der Ankündigungs⸗ und 
Anzeigeblätter. H. M. Z. 37.255 ex 1885. 1. Februar. — Errichtung von 
königl. ungariſchen Poſtämtern. H. M. Z. 3969. 30. Jänner. 

Nr. 13. Ausgeg. am 10. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes am 
Bahnhofe in Mori. H. M. Z. 1911. 1. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes 
in Mareinkowice. H. M. Z. 3399. 4. Februar. 

Nr. 14. Ausgeg. am 12. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Ziano. H. M. Z. 45.239 ex 1885. 6. Februar. 

Nr. 15. Ausgeg. am 13. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Haroſchitz und Auflaſſung des Poſtamtes und der Poſtſtation in Uhritz. H. M. 
Z. 45.536 ex 1885. 6. Februar. — Herabſetzung der Brieffachgebühr bei den 
Aerarial⸗Poſtämtern. H. M. Z. 2505. 8. Februar. 

Nr. 16. Ausgeg. am 17. Februar. — Abſtellung der Silbergeldausweiſe 
über Zollgebühren. H. M. Z. 2566. 6. Februar. — Uebertragung der Conceſſion 
vom 19. Auguſt 1881, betreffend die Herſtellung und den Betrieb des Unterſee⸗ 
Kabels Trieſt⸗Corfu an die Eaſtern Telegraph Compauy. H. M. Z. 30.975 ex 
1885. 8. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes in Koszylowee. H. M. 
3. 1688. 9. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes in Grafendorf im Gail⸗ 
thale. H. M. Z. 4740. 10. Februar. 

Nr. 17. Ausgeg. am 20. Februar. — Fahr⸗ und Frachtpreisermäßigung 
für active Staatsbedienſtete bei Reiſen auf den Linien der öſterreichiſchen 
Privatbahnen. H. M. 8. 4582. 3. Februar. 

Nr. 18 Ausgeg. am 22. Februar. — Hinausgabe einer Neuauflage des 
Verzeichniſſes der Poſt⸗ und Telegraphenämter. H. M. Z. 2395. 1. Februar. 

Nr. 19. Ausgeg. am 24. Februar. — Zuſtellung von in Wien zahlbaren 
Poſtanweiſungsbeträgen. H. M. Z. 6619. 23. Februar. 

Nr. 20. Ausgeg. am 26. Februar. — Hiuausgabe eines neuen Fahrpoſt⸗ 
tarifes „Spanien (mit Gibraltar)“. H. M. Z. 2647. 17. Februar. — Beſtell⸗ 
gebühren für Sendungen nach Italien. H. M. Z. 1695. 24. Februar. Zoll⸗ 
inhaltserklärungen für alle in das deutſche Zollgebiet eintretenden Packetſendungen 
und Verbot der Beförderung von Taſcheuuhren mit der Briefpoſt. H. M. 
3. 4752. 10. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes in Korczow. H. M. 
8. 3400. 13. Februar. 

Nr. 21. Ausgeg. am 28. Februar. — Aenderungen im Briefpoſttarife. 
H. M. 3. 5226. 7. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes in Svitapka. 
H. M. 3. 4938. 17. Februar. — Aenderungen im Telegraphentarife. H. M. 
3. 4200. 15. Februar 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionsche fs 
bekleideten Hofrathe des Oberſten Rechnungshofes Heinrich Freiherrn Fellner 
von Feldegg anläßlich deſſen Penſionirung das Komthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens mit dem Sterne verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe des Miniſteriums des Innern 
Leopold Ritter von Groſſer anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zu⸗ 
friedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Regierungsrath der Landesregierung in Laibach 
Dr. Ferdinand Freiherrn Pascotini-Juriskovic von Hagendorf zum 
Sectionsrathe im Miniſterium des Innern ernannt und demſelben gleichzeitig 
den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
bekleideten Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus und Unterricht und 
proviſoriſchen Director der Thereſianiſchen Akademie Dr. Michael Freiherrn von 
Pidoll zum wirklichen Regierungsrathe und Director dieſer Anſtalt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath Friedrich Kmoch zum Hof- 
rathe bei der Statthalterei in Prag ernannt. 


Statthalterei in Lemberg ernannt und demſelben den Titel und Charakter eines 
Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe des Miniſteriums des Innern 
Johann Muck den Orden der eifernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe extra statum des k. k. Minis 
ſteriums für Landesvertheidigung Dr. Eduard von An der Lan⸗Hochbrunn 
taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
bekleideten Finanzrathe in Troppau Anton Straub anläßlich deſſen Penſionirung 
die Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt geben laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtdirector Wenzel Hertaus anläßlich 
deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Generalinſpector der öſterr.⸗ungar. Staats⸗ 
1 Johann Klima das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Curarzte in Bad Hall Dr. Karl Körbl den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Mazeſtät haben den Handelsmann Guillermo A. Harmſen in 
Arequipa⸗Islay (Peru) zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Theodor Hödel zum Oberingenieur im Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Der Miniſterpräſtdent als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Officiale Franz Sväſta und Alois Ritter zu Hilfsämter⸗Directionsadjuncten 
im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der Tabakhauptfabrik in Linz 
Karl Knobloch zum Director der Tabakfabrik in Sternberg ernannt. 

Der Aderbauminifter hat den Forſtaſſiſtenten Karl Ritter Worzikowsky 
von Kundratitz zum Forſtinſpeetionsadjuncten im Stande der Forſttechniker der 
politiſchen Verwaltung ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſteleven Albis Corg nolan und Joſeph 
Hattler und die Forſtprakticanten Johann Seiler, Andreas Scheitz, Anton 
Woditſchka, Johann Liſchka, Alois Eccel und Bartholomäus Fa va zu 
Forſtaſſiſtenten der politiſchen Verwaltung ernannt. 


Erledigungen. 


Mehrere Kanzliſtenſtellen bei der k. k. Polizeidirection in Wien in der 
eilften Rangsclaſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 19.) 
| Secundararztensſtelle bei der niederöſterreichiſchen Landes⸗Irrenanſtalt in 
Wien mit 600 fl. Gehalt, Naturalwohnung und Verpflegung, bis 7. Februar. 
(Amtsbl. Nr. 24) 


| . Deutſcher Zuriſtentag. 


1 
| Ich beehre mich, den in Oeſterreich⸗Ungarn domicilirenden P. T. Mit- 
gliedern des deutſchen Juriſtentages zur gefälligen Kenntniß zu bringen, daß die 
Einziehung der Jahresbeiträge per 6 Mark — 3 fl. 75 kr. ſage: drei Gulden 
75 kr. 6. W, pro 1887, wie in den früheren Jahren, in Wien durch einen 
beſonderen Boten und außer Wien mittelſt Poſtvorſchuß ſtattfinden wird. 

Der II. Band der Verhaudlungen des achtzehnten deutſchen Juriſtentages 
wird den geehrten Mitgliedern unter einem zugehen. 


Wien, den 26. Jänner 1887. 
Dr. Theodor Kratky, 
Vorſtand des Wiener Bureaus des deutſchen Juriſtentages. 


a Auszug aus dem Verlags-Catalog 


MANZ’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


a) Manz’sche Taschen-Ausgabe der österr. Gesetze. 


Einundzwanzigster Band. I. Theil: Oesterreichische Stenergesetze. 
Vollständige Sammlung aller auf directe Steuern Bezug habenden Gesetze, 
Verordnungen und Judicate. Zusammengestellt von Dr. Victor Röll. — 
Grundsteuer, Gebäudesteuer, Erwerbsteuer. 2. vermehrte und ergänzte Auf- 
lage. kl. 8. 1883. (VI, 504 S.) 2 fl. 50 kr. 
in englische Leinwand gebunden 3 fl. 

Einundzwanzigster Band. II. Theil: Oesterr. Steuergesetze etc. etc, 
— Die Einkommensteuer, Stenerzuschläge, allgemeine Bestimmungen über 
directe Steuern. 2. vermehrte und ergänzte Auflage. kl. 8. 1883. (XIV, 
552 S.) 2 fl. 50 kr. 
in englische Leinwand gebunden 3 fl. 

Zweiundzwanzigster Band: Indirecte Steuern. Vollstäudige Sammlung 
aller auf die Verzehrungs- und Verbrauchsstenern Bezug habenden Gesetze, 
Verordnungen und Judicate. Herausgegeben von Dr. J. Blonski: Allgemeine 
Verzehrungssteuer ; Besteuerung von Wein und Most, von Kunst- und IIalb- 
wein; Besteuerung von Fleisch; Besteuerung von Bier; Besteuerung des 
Zuckers; Besteuerung der Branntweinerzeugung; Besondere Abgabe vom 
Ausschanke gebrannter geistiger Flüssigkeiten; Besteuerung von Mineralöl 
(Petroleum); Besteuerung von Salz und Tabak. kl. 8. 1885. (VIII, 624 S.) 

2 fl. 50 kr. 

3 fl. 


in englische Leinwand gebunden 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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